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Kurzzusammenfassung

Diese Dokumentation beschreibt den aktuellen Stand des Einkommensteuer-
Mikrosimulationsmodells EMSIM des Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (RWI). Mit Hilfe von EMSIM können die Auswirkungen von Ein-
kommensteuerreformen ex-ante untersucht werden. Das Modell setzt sich aus drei 
Modulen zusammen. Ausgangspunkt bildet das Einkommensteuermodul (Modul 
1), mit dem die individuellen Belastungen der steuerpflichtigen Haushalte mit der 
Einkommensteuer inklusive Solidaritätszuschlag und den Sozialversicherungsbei-
trägen simuliert werden können. Modul 1 kann eigenständig eingesetzt werden, 
um die kurzfristigen Auswirkungen von Steuerreformvorschlägen (Erstrundenef-
fekte) zu quantifizieren. Darüber hinaus enthält EMSIM ein Arbeitsangebotsmodul 
(Modul 2), das ein empirisches Arbeitsangebotsmodell mit einem Steuer-Transfer-
Simulationsmodell verknüpft und es somit ermöglicht, die reforminduzierten Ver-
haltensanpassungen der Steuerpflichtigen zu berücksichtigen. In Kombination mit 
Modul 1 lassen sich damit die mittelfristigen Aufkommens- und Verteilungseffekte 
(maximale Zweitrundeneffekte) abschätzen. Mit Hilfe des Arbeitsnachfragemo-
duls (Modul 3), das auf einem ökonometrischen Arbeitsnachfragemodell basiert, 
lässt sich abschließend prüfen, ob dem veränderten Arbeitsangebot auch die ent-
sprechende Arbeitsnachfrage gegenübersteht, so dass letztendlich die Auswir-
kungen steuerpolitischer Reformmaßnahmen unter Gleichgewichtsbedingungen 
(Zweitrundeneffekte unter allgemeinen Gleichgewichtsbedingungen) bestimmt 
werden können.

Die drei Module von EMSIM basieren dabei auf unterschiedlichen Datensätzen: 
Die Nachbildung des Steuersystems (Modul 1) erfolgt auf Grundlage der Faktisch 
Anonymisierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik (FAST), einer geschichteten 
10%-Zufallsstichprobe sämtlicher Veranlagungsfälle der Lohn- und Einkommens-
teuer. Die reforminduzierten Arbeitsangebotseffekte werden auf Basis der Daten 
des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) geschätzt (Modul 2), während der Schät-
zung der Arbeitsnachfrageelastizitäten (Modul 3) die Daten der Stichprobe der 
Integrierten Arbeitsmarktbiografien (SIAB) zugrunde liegen. Die Verknüpfung der 
Ergebnisse erfolgt letztendlich über eine entsprechende Anpassung der FAST-
Hochrechnungsfaktoren, mit denen die Beobachtungen der Stichprobe auf die 
Gesamtpopulation hochgerechnet werden.

Im Folgenden werden die verwendeten Daten und die Vorgehensweise bei ihrer 
Fortschreibung, die Simulation der Einkommensteuerlast und der Sozialabgaben 
sowie das integrierte Arbeitsangebots- und Arbeitsnachfragemodell detailliert 
beschrieben. Darüber hinaus werden einige wichtige Ergebnisse präsentiert, die 
es ermöglichen, EMSIM im Hinblick auf seine Genauigkeit und Plausibilität zu 
beurteilen.
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1	 Einleitung

1.1	 Motivation und Zielsetzung

Das deutsche Steuer- und Transfersystem ist sehr komplex, so dass die Aufkom-
mens- und Verteilungseffekte von Rechtsänderungen oder von Änderungen der 
institutionellen Rahmenbedingungen nicht ohne weiteres transparent sind. Eine 
Möglichkeit, die Auswirkungen steuerpolitischer Reformmaßnahmen ex-ante 
abzuschätzen, bieten Mikrosimulationsmodelle, die das Steuersystem und dessen 
Auswirkungen auf das Verhalten der Wirtschaftssubjekte möglichst genau abbil-
den. Ein verbessertes Angebot an geeigneten Daten und neue technische Mög-
lichkeiten, die die empirische Auswertung großer Datensätze ermöglichen, haben 
dazu geführt, dass in den letzten Jahren eine Reihe solcher Mikrosimulationsmo-
delle zur Evaluation des deutschen Steuer- und Transfersystems entwickelt wur-
den (z. B. Peichl et al. 2010, Steiner et al. 2008 und Fuest et al. 2005). Obwohl sich 
diese Modelle in Bezug auf die zugrunde liegenden Daten und Methoden zum Teil 
erheblich voneinander unterscheiden, haben sie dennoch ein gemeinsames Ziel: 
Sie wollen die Funktionsweise des komplexen deutschen Steuer- und Transferge-
füges offen legen und dadurch eine Umgestaltung in ein transparentes, einfaches 
und effizientes System erleichtern.

Das RWI hat mit dieser Zielsetzung ein Einkommensteuer-Mikrosimulationsmo-
dell (EMSIM) entwickelt, das im Folgenden dargestellt werden soll. Es handelt 
sich dabei um ein statisches partialanalytisches Modell, das primär die kurz- und 
mittelfristigen Aufkommens- und Verteilungseffekte von Änderungen im Einkom-
mensteuerrecht – insbesondere die Auswirkungen alternativer Tarifverläufe – 
abbilden soll. Der reine Steuersimulationsansatz wurde um ein Arbeitsangebots- 
und ein Arbeitsnachfragemodell erweitert, wodurch es möglich wird, zusätzlich 
zu den rein fiskalischen Effekten auch die Verhaltensreaktionen der Steuerpflichti-
gen auf die geänderten institutionellen Rahmenbedingungen zu berücksichtigen. 
Potenzielle Rückwirkungen auf die demografischen und ökonomischen Rahmen-
bedingungen, die zur Analyse der langfristigen Auswirkungen von Steuerrefor-
men notwendig sind und die in dynamischen Modellen berücksichtigt werden, 
bleiben im Rahmen von EMSIM allerdings unberücksichtigt.

1.2	 Modellaufbau

Das RWI Einkommensteuer-Mikrosimulationsmodell (EMSIM) setzt sich aus drei 
Modulen zusammen (siehe Schaubild 1): Ausgangspunkt des Modells bildet das 
Einkommensteuermodul (Modul 1), das sich auf die Nachbildung von Steuerrechts-
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änderungen konzentriert. Dieses Modul kann eigenständig eingesetzt werden, um 
die kurzfristigen Auswirkungen von Steuerreformvorschlägen (Erstrundeneffekte 1) 
zu quantifizieren. In Kombination mit dem Arbeitsangebotsmodul (Modul 2), das 
ein empirisches Arbeitsangebotsmodell mit einem Steuer-Transfer-Simulations-
modell verknüpft, können zusätzlich die reforminduzierten Verhaltensanpassun-
gen der Steuerpflichtigen berücksichtigt und damit die mittelfristigen Aufkom-
mens- und Verteilungseffekte (maximale Zweitrundeneffekte) geschätzt werden. 
Mit Hilfe des Arbeitsnachfragemoduls (Modul 3), das auf einem ökonometrischen 
Arbeitsnachfragemodell basiert, lässt sich abschließend prüfen, ob dem verän-
derten Arbeitsangebot auch die entsprechende Arbeitsnachfrage gegenübersteht. 
So können letztendlich die Auswirkungen steuerpolitischer Reformmaßnahmen 
unter Gleichgewichtsbedingungen (Zweitrundeneffekte unter allgemeinen Gleich-
gewichtsbedingungen) bestimmt werden.

Datengrundlage des Einkommensteuermoduls (Modul 1) ist die Faktisch Anonymi-
sierte Lohn- und Einkommensteuerstatistik aus dem Jahr 2007 (FAST 2007). Diese 
der Wissenschaft als Scientific Use File zur Verfügung gestellten realen Veran-
lagungsdaten ermöglichen es, den Besteuerungsprozess auf individueller Ebene 
sehr genau nachzubilden. In einem ersten Schritt wird zunächst ein Referenzzu-
stand simuliert. In der Regel wird dabei der aktuelle Rechtsstand als Ausgangs- 
und Vergleichsszenario gewählt – aktuell wäre das der Rechtsstand des Jahres 
2014. In einem zweiten Schritt werden die zu analysierenden Reformmaßnah-
men modelliert und quantifiziert. Unter der Annahme, dass sich das Verhalten 
der Steuerpflichtigen im Zuge der Steuerreformen nicht ändert, lassen sich durch 
einen Vergleich der Ergebnisse die kurzfristigen Aufkommens- und Verteilungsef-
fekte der steuerpolitischen Maßnahmen ermitteln. Dabei wird implizit unterstellt, 
dass das Arbeitsangebot vollkommen unelastisch ist (Erstrundeneffekt).

Im Rahmen des Arbeitsangebotsmoduls (Modul 2) werden auf Basis der Daten des 
Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) die reforminduzierten Beschäftigungseffekte 
durch einen Vergleich des geschätzten Arbeitsangebots vor und nach Umsetzung 
der zu analysierenden Reformalternativen ermittelt. Reformmaßnahmen zielen 
häufig auf eine Entlastung der Steuerzahler ab. Unter der Annahme, dass dem 
im Zuge von Steuererleichterungen in der Regel steigenden Arbeitsangebot2 eine 

1   Der reine Erstrundeneffekt ergibt sich ohne Berücksichtigung von Verhaltensanpassungen 
der Steuerzahler allein aufgrund der formalen Änderungen des Steuersystems. Im Rahmen des 
Zweitrundeneffektes werden hingegen auch die durch die veränderte Besteuerung induzierten 
Verhaltensanpassungen der Steuerzahler berücksichtigt.

2  Steuerentlastungen können zwei entgegengesetzt wirkende Effekte auslösen: den Einkom-
menseffekt und den Substitutionseffekt. Steuersenkungen führen dazu, dass sich das verfügbare 
Einkommen erhöht. Bei gleichem Einkommen kann sich der Steuerzahler dadurch mehr Freizeit 
leisten. Dieser Effekt wird als Einkommenseffekt bezeichnet. Gleichzeitig wird Freizeit relativ gese-
hen teurer, da jede Arbeitseinheit netto mehr Einkommen generiert. Dadurch besteht der Anreiz, 
Freizeit gegen mehr Arbeit zu substituieren. Dieser Zusammenhang beschreibt den Substitutions-
effekt. Der stärkere der beiden Effekte bestimmt letztendlich den Gesamteffekt.
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entsprechende Nachfrage gegenüber steht, lässt sich durch die Verknüpfung der 
Module 1 und 2 bereits eine obere Grenze für die mittelfristigen Aufkommens- und 
Verteilungseffekte bestimmen.

Schaubild 1
Aufbau des RWI ESt-Mikrosimulationsmodells

Modul 1:
ESt-Simulation

1. Schritt:
Simulation des 
Referenzzustandes 
(aktueller Rechtsstand)

Aufkommens- und
Verteilungseff ekte 
ohne Verhaltens-
anpassung 
(Erstrundeneff ekte)

Aufkommens- und Verteilungseff ekte unter 
Berücksichtigung der Arbeitsangebotseff ekte 
(max. Zweitrundeneff ekte)

Aufkommens- und Verteilungseff ekte unter Berücksichtigung der angebots- und 
nachfrageseitigen Eff ekte (Zweitrundeneff ekt unter allgemeinen Gleichgewichts-
bedingungen)

Simulation der 
reforminduzierten 
intensiven Arbeits-
angebotsanpassung

Schätzung der 
Arbeitsnachfrage-
elastizitäten für 
verschiedene 
Arbeitnehmergruppen

2. Schritt:
Simulation der 
Reformkonzepte

FAST SOEP

1

1 Lohnanpassung an 
die Arbeitsnachfrage

2 Arbeitsangebots-
anpassung an die 
Lohnänderung

2

Rückkopplung

Datenverknüpfung

Datenverknüpfung

SIAB

Modul 3: Arbeits-
nachfrageeff ekte

Modul 2: Arbeits-
angebotseff ekte

Quelle: Eigene Darstellung.
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Im Rahmen des Arbeitsnachfragemoduls (Modul 3) werden auf Basis der Stich-
probendaten der Integrierten Arbeitsmarktbiografien (SIAB) Nachfrageelastizi-
täten für verschiedene Arbeitnehmergruppen geschätzt. Ausgehend von diesen 
geschätzten Elastizitäten werden Lohnveränderungen bestimmt, die eine Neube-
rechnung der Nettoeinkommen der in Modul 2 betrachteten Haushalte erfordern. 
Durch das gestiegene Arbeitsangebot ergibt sich ein neuer Durchschnittslohn, der 
wiederum zu einer Anpassung der in Modul 3 simulierten Arbeitsnachfrage führt. 
Dieser Anpassungsprozess wiederholt sich so lange, bis die Rückkopplungseffekte 
zwischen Arbeitsangebot (Modul 2) und Arbeitsnachfrage (Modul 3) marginal sind 
und das Modell gegen ein neues Arbeitsmarktgleichgewicht konvergiert. Die Ver-
knüpfung der einzelnen Module erfolgt über eine Anpassung der Hochrechnungs-
faktoren in Modul 1 an die Ergebnisse der Arbeitsangebots- und/oder Arbeits-
nachfrageanalyse, so dass sich zusätzlich die fiskalischen Zweitrundeneffekte 
bzw. der Gleichgewichtseffekt approximativ bestimmen lassen.

Im Folgenden werden die drei Module des RWI Einkommensteuer-Mikrosimulati-
onsmodells und deren Zusammenwirken näher beschrieben. Im Einzelnen ist die 
Dokumentation wie folgt aufgebaut: In Kapitel 2 wird das Einkommensteuermodul 
vorgestellt. In den Kapiteln 3 und 4 folgen Beschreibungen des Arbeitsangebots- 
und des Arbeitsnachfragemodells. In Kapitel 5 werden der Zusammenhang und 
die Verknüpfung der einzelnen Simulationsmodule erläutert. Kapitel 6 schließt mit 
einer Darstellung der Simulationsergebnisse des aktuell abgeschlossenen Veran-
lagungsjahres 2014 und gibt einen Überblick über die mit Hilfe des Modells bereits 
durchgeführten Analysen.

2.	 Modul 1: Simulation der Einkommensbesteuerung

2.1	 Faktisch Anonymisierte Lohn- und Einkommensteuerstatistik (FAST) 2007

Grundlage des ersten Moduls von EMSIM bilden die Daten der Faktisch Anony-
misierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik (FAST), die das Statistische Bun-
desamt der Wissenschaft seit 1998 im 3-Jahres-Rhythmus als Scientific Use File 
zur Verfügung stellt (Merz et al. 2004, Kordsmeyer 2004, Buschle 2009 sowie 
Schwabbacher 2013). Da den Steuerpflichtigen bei der Einreichung ihrer Einkom-
mensteuererklärung großzügige Fristen zugestanden werden, stehen die FAST-
Daten erst mit erheblicher zeitlicher Verzögerung zur Verfügung (Merz et al. 2004: 
1082). Die aktuell verfügbare Datei repräsentiert den Stand des Veranlagungsjah-
res 2007.3 Bei FAST handelt es sich um eine geschichtete 10%-Zufallsstichprobe 

3  Da sich die Grundgesamtheit im Laufe der Zeit verändert hat, sind die FAST-Daten aus den 
einzelnen Erhebungsjahren lediglich eingeschränkt vergleichbar (Schwabbacher 2013). Durch die 
Möglichkeit der Arbeitgeber, die Lohnsteuerkarten ihrer Arbeitnehmer in elektronischer Form di-
rekt an die zuständige Finanzverwaltung zu übermitteln, wurden in FAST 2004 erstmals auch 
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sämtlicher Veranlagungsfälle der Lohn- und Einkommensteuer. Damit umfasst die 
FAST-Stichprobe rund 3,9 Millionen Beobachtungen aus den Veranlagungsdaten 
aller Finanzämter Deutschlands für das Veranlagungsjahr 2007. Jeder Datensatz 
enthält neben den Angaben zur Höhe der Einkünfte und Steuerzahlungen insbe-
sondere auch detaillierte Informationen über die steuerlichen Abzugsmöglichkei-
ten. Auf Basis dieser Informationen lässt sich der individuelle Besteuerungspro-
zess sehr exakt abbilden. Die FAST-Daten bilden daher eine gute Grundlage für 
empirische Analysen im Bereich des deutschen Einkommensteuersystems (Statis-
tisches Bundesamt 2007). Darüber hinaus erfassen sie im Gegensatz zu anderen 
Datenquellen – z. B. der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) oder dem 
Sozioökonomischen Panel (SOEP) – auch die Bezieher hoher Einkommen (Merz 
und Zwick 2001; Bach und Bartholmai 2000), die aufgrund des progressiven Ein-
kommensteuertarifs einen großen Anteil des Gesamtsteueraufkommens generie-
ren. Allerdings lässt sich der Besteuerungsprozess für Haushalte mit sehr hohen 
Einkommen weniger detailliert nachbilden, da die Daten mit zunehmendem Ein-
kommen stärker anonymisiert werden (Buschle 2009; Schwabbacher 2013). 

2.2	 Modellierung des aktuellen Steuerrechts 

Um die Auswirkungen von Änderungen des Einkommensteuerrechts analysieren 
zu können, muss zunächst ein Bezugspunkt für die Simulation festgelegt werden. 
In der Regel bietet es sich an, den Status quo als Vergleichsbasis nachzubilden, 
aktuell also den Rechtsstand des Veranlagungsjahres 2014. Durch einen Vergleich 
der Simulationsergebnisse mit den entsprechenden Daten aus der amtlichen 
Statistik kann so zugleich überprüft werden, wie gut die Realität im Mikrosimu-
lationsmodell nachgebildet wird. Die Datenbasis des Modells bildet derzeit den 
Rechtsstand des Jahres 2007 ab. Im Rahmen der Simulation des Status quo werden 
daher zum einen die Einkünfte der Steuerzahler bis zum Jahr 2014 fortgeschrie-
ben. Zum anderen werden so genau wie möglich die wichtigsten Steuerrechtsän-
derungen im Zeitraum von 2007 bis 2014 berücksichtigt. Die Berechnung der steu-
erlichen Bemessungsgrundlage erfolgt anhand des in Schaubild 2 dargestellten 
vereinfachten Kalkulationsschemas. Die aktuelle individuelle Steuerschuld wird 

nichtveranlagte Fälle (insgesamt 9,3 Millionen Steuerpflichtige) erfasst. Im Veranlagungsjahr 2007 
war die elektronische Übermittlung der Lohnsteuerbescheinigungen für fast alle Arbeitgeber ver-
pflichtend, so dass die nichtveranlagten Fälle mit insgesamt 12,3 Millionen Steuerpflichtigen mitt-
lerweile nahezu vollständig in der aktuell verfügbaren Datei „FAST 2007“ enthalten sind. Nicht-
veranlagte Steuerpflichtige beziehen in den meisten Fällen vergleichsweise niedrige Einkünfte aus 
nichtselbständiger Arbeit, so dass diese Datensatzerweiterung vermutlich einen Einfluss auf die 
Verteilung und Zusammensetzung des Gesamteinkommens aus den einzelnen Einkunftsarten hat.
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simuliert, indem der Einkommensteuertarif 2014 auf das nach neuem Rechtsstand 
ermittelte zu versteuernde Einkommen angewendet wird. Die einzelnen Anpas-
sungsschritte werden nachfolgend detailliert beschrieben.

Schaubild 2
Vereinfachtes Besteuerungsschema der Lohn- und Einkommensteuer

Einkünfte aus:

Land- und Forstwirtschaft

+ Gewerbebetrieb

+ selbstständiger Arbeit

+ nichtselbstständiger Arbeit

+ Kapitalvermögen

+ Vermietung u. Verpachtung

+ sonstige Einkünfte

= Summe der Einkünfte  

- Altersentlastungsbetrag § 24a EStG

- Entlastungsbetrag für Alleinerziehende § 24b EStG

= Gesamtbetrag der Einkünfte 

- Verlustabzug  § 10d EStG

- Sonderausgaben §§ 10, 10a,b EStG

- außergewöhnliche Belastungen §§ 33-33b EStG

- Steuerbegünstigungen §§ 10e-i EStG

= Einkommen § 2 Abs. 4 EStG

- Kinderfreibetrag* §§ 31, 32 Abs. 6 EStG

= zu versteuerndes Einkommen

= tarifl iche Einkommensteuer

- Steuerermäßigungen §§ 34c-g, 35-35b EStG

+ hinzuzurechnendes Kindergeld * § 66 Abs. 1 EStG

= festzusetzende Einkommensteuer § 2 Abs. 6 EStG

Gewinneinkünfte
(§ 2 Abs. 1 Nr. 1-3 EStG)

Überschusseinkünfte
(§ 2 Abs. 1 Nr. 4-7 EStG)

Anwendung des Steuertarifs 
nach § 32a EStG

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Lietmeyer et al. (2005): 672. – Bei der 
Berücksichtigung von Kindern im Veranlagungsverfahren wird im Rahmen der 
Mikrosimulation geprüft, ob das Kindergeld oder der aus den Kinderfreibeträgen resultierende 
Steuereffekt günstiger für den einzelnen Steuerpflichtigen ist (Günstigerprüfung).
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2.2.1	 Fortschreibung der Einkünfte

Um den aktuellen Zustand möglichst exakt abzubilden, werden die einzelnen Ein-
kunftsarten soweit wie möglich separat fortgeschrieben. Die einzelnen Einkunfts-
arten werden dabei im Wesentlichen auf Basis von Informationen aus den Volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) aktualisiert. Die Gewinneinkünfte, 
die sich aus den Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und 
selbständiger Arbeit zusammensetzen (siehe Schaubild 2), werden mit der Wachs-
tumsrate aus dem VGR-Aggregat Betriebsüberschuss/Selbständigeneinkommen 
(Statistisches Bundesamt 2013, Blatt 3.4.4.2, Posten 30, Zeile 44) fortgeschrie-
ben. Die Fortschreibung der Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit erfolgt auf 
Basis der Wachstumsrate der Bruttolöhne und -gehälter je geleisteter Arbeits-
stunde (Statistisches Bundesamt 2013, Blatt 2.2.18). Die Anpassung der Einkünfte 
aus Kapitalvermögen an den aktuellen Rand wird anhand der Wachstumsrate 
der Vermögenseinkommen (Statistisches Bundesamt 2013, Blatt 3.4.4.2, Posten 
31, Zeile 45) vorgenommen und die Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
werden auf Basis der Wachstumsrate der Pachteinkommen (Statistisches Bundes-
amt 2013, Blatt 3.4.4.1, Posten 8, Zeile 13) aktualisiert. Der überwiegende Anteil 
der sonstigen Einkünfte dürften Renten sein, so dass diese residuale Einkunftsart 
gemäß der jährlichen Rentenanpassung getrennt für Ost- und Westdeutschland 
fortgeschrieben wird. Nach Abzug des Altersentlastungsbetrags und des Entlas-
tungsbetrags für Alleinerziehende von der Summe der Einkünfte ergibt sich der 
sogenannte Gesamtbetrag der Einkünfte, der üblicherweise als Näherungsgröße 
für das (Haushalts-)Bruttoeinkommen verwendet wird.

Viele der für die Fortschreibung verwendeten Variablen liegen nicht bis zum 
aktuellen Rand vor, einige Zeitreihen enden derzeit 2012. Daher erfolgt die Ein-
zelfortschreibung der Einkunftsarten derzeit nur bis zu diesem Jahr. Für die feh-
lenden Jahre wird der Gesamtbetrag der Einkünfte mit Hilfe der prognostizierten 
Veränderungsrate des verfügbaren Einkommens einschließlich Lohnsteuer und 
Sozialversicherungsbeiträge je Erwerbstätigen (RWI Konjunkturbericht 2013: 13) 
fortgeschrieben.
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2.2.2	Relevante Steuerrechtsänderungen

Um Veränderungen der Steuerbelastung im Zeitablauf darstellen zu können, 
müssen auch Veränderungen des Steuerrechts berücksichtigt werden. Tabelle 
A1 und A2 im Anhang geben einen Überblick über die wichtigsten Steuerrechts-
änderungen im Simulationszeitraum des Modells, also zwischen 2007 und 2014. 
Im Rahmen von EMSIM lassen sich nicht alle einkommensteuerrelevanten Ände-
rungen berücksichtigen, was in erster Linie auf fehlende Informationen in den 
Daten zurückzuführen ist. So kann z. B. der Vorkostenabzug gemäß § 10i EStG bei 
einer nach dem Eigenheimzulagengesetz begünstigten Wohnung nicht abgebildet 
werden. Das Ziel ist es aber, quantitativ bedeutsame Änderungen so exakt wie 
möglich abzubilden. Nachfolgend werden die im Rahmen von EMSIM durchge-
führten Anpassungen anhand der in Schaubild 2 dargestellten einzelnen Besteue-
rungsschritte beschrieben. Ausgangspunkt ist dabei die bis 2012 fortgeschriebene 
Summe der Einkünfte.

Wie bereits im vorangegangenen Abschnitt erläutert, ergibt sich der Gesamtbe-
trag der Einkünfte durch Subtraktion des Altersentlastungsbetrags und des Ent-
lastungsbetrags für Alleinerziehende von der Summe der Einkünfte. Da die Situ-
ation des Jahres 2012 abgebildet werden soll, muss zunächst geprüft werden, ob 
sich die Regelungen bezüglich der Entlastungsbeträge im Zeitraum zwischen dem 
Basisjahr 2007 und 2012 geändert haben. Der maßgebende Prozentsatz und der 
Höchstbetrag des Altersentlastungsbetrags sind von 36,8% bzw. 1 748 € im Jahr 
2007 auf 28,8% bzw. 1 368 € im Jahr 2012 gesunken (§ 24a EStG). Die Regelungen 
bezüglich des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende bleiben im betrachteten 
Zeitraum hingegen unverändert. Der so ermittelte Gesamtbetrag der Einkünfte 
wird global mit der Veränderungsrate des verfügbaren Einkommens bis an den 
aktuellen Rand fortgeschrieben, so dass nachfolgend alle Steuerrechtsänderun-
gen bis 2014 relevant sind.

Grundsätzlich müssten in einem nächsten Schritt zur Ermittlung des steuerli-
chen Einkommens die Verluste aus dem vorangegangenen Veranlagungsjahr vom 
Gesamtbetrag der Einkünfte abgezogen werden. Das EMSIM folgt jedoch einem 
statischen Ansatz, bei dem lediglich eine Periode betrachtet wird. Der Verlust-
abzug § 10b EStG wird daher im Rahmen des Modells nicht berücksichtigt, wofür 
auch spricht, dass es keine belastbare empirische Grundlage für eine Fortschrei-
bung des Verlustvortrags gibt.
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Ein weiterer Schritt hin zum steuerlichen Einkommen ist der Abzug der Sonder-
ausgaben. Diese setzen sich im Wesentlichen aus Unterhalts- und Versorgungs-
leistungen, Vorsorgeaufwendungen, gezahlter Kirchensteuer, Aufwendungen für 
die eigene Berufsausbildung, Schulgeld, Kinderbetreuungskosten, Spenden und 
Steuerbegünstigungen zu Wohnzwecken zusammen. Die Regelungen für diese 
Sonderausgaben wurden zwischen 2007 und 2014 in unterschiedlichem, teils doch 
erheblichem Maße geändert:

ǐǐ An Unterhaltsleistungen können gemäß § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG jährlich bis zu  
13 805 € als Sonderausgaben steuerlich geltend gemacht werden. Seit 2010 
kann sich dieser Höchstbetrag zusätzlich um die Beiträge zur Basiskranken- 
und Pflegeversicherung erhöhen.

ǐǐ Auf besonderen Verpflichtungsgründen beruhende Renten und dauernde Las-
ten, die nicht mit Einkünften in wirtschaftlichem Zusammenhang stehen, kön-
nen ebenfalls als Sonderausgaben in Abzug gebracht werden (§ 10 Abs. 1 Nr. 
1a und 1b – Versorgungsleistungen).

ǐǐ Im Rahmen der Vorsorgeaufwendungen können sowohl die Beiträge zur 
gesetzlichen Sozialversicherung als auch private Vorsorgeaufwendungen 
steuerlich berücksichtigt werden (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 und 3 EStG). Mit Aus-
nahme eines Abschlags von 4% bei den GKV-Beiträgen, der bei Anspruch auf 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall Anwendung findet4, sind die Beiträge in 
die gesetzliche Sozialversicherung seit 2010 nahezu vollständig abzugsfähig, 
so dass sie einen großen Anteil an den gesamten Vorsorgeaufwendungen 
ausmachen.5 Seit 2005 werden Vorsorgeaufwendungen im Steuerrecht in 
Altersvorsorge- und sonstige Aufwendungen (z. B. Beiträge in die gesetzliche 
Kranken- oder Pflegeversicherung) unterteilt. Zu den Aufwendungen für die 
Altersvorsorge gehören sowohl die Beiträge zur gesetzliche Rentenversiche-
rung (GRV) als auch private Rentenversicherungsbeiträge (z. B. Riester-Rente, 
Rürup-Rente etc.). Die abzugsfähigen Altersvorsorgeaufwendungen, die sich 
nach Abzug des Arbeitsgeberanteils zur Rentenversicherung ergeben, werden 
seit 2005 (60%) jährlich schrittweise um 2% erhöht. 2007 waren somit 64% 
und 2014 78% der Aufwendungen abzugsfähig, höchstens jedoch 20 000 Euro 

4  Der Abschlag könnte z. B. Rentner oder Studenten betreffen. Bei der Modellierung der Beiträ-
ge zur GKV wird vereinfachend unterstellt, dass alle abhängig Beschäftigten einen Anspruch auf 
Krankengeld haben.

5  Für eine ausführliche Beschreibung der Simulation der abzugsfähigen Vorsorgeaufwendun-
gen siehe Abschnitt 2.3 in diesem Kapitel.
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(bei Zusammenveranlagung 40 000 Euro). Im Gegenzug steigt auch der Anteil 
der zu versteuernden Renten in der Auszahlungsphase bis 2040 100% erreicht 
sind.

ǐǐ Gezahlte Kirchensteuer kann grundsätzlich ebenfalls steuerlich geltend 
gemacht werden. Seit 2010 ist allerdings kein Sonderausgabenabzug der im 
Rahmen der Abgeltungsteuer gezahlten Kirchensteuer mehr möglich. 

ǐǐ Weiterhin können 30% der Aufwendungen für die eigene Berufsausbildung 
als Sonderausgaben geltend gemacht werden. Mit Wirkung zum 1. Januar 2012 
wurde der abzugsfähige Höchstbetrag auf 6 000 € pro Jahr erhöht.6 

ǐǐ Das Entgelt, das der Steuerpflichtige für den Besuch seines Kindes einer Schule 
in freier Trägerschaft oder einer überwiegend privat finanzierten Schule ent-
richtet, kann im Rahmen der Einkommensteuer ebenfalls zu 30% steuerlich 
abgesetzt werden. Seit 2012 ist der abzugsfähige Betrag jedoch auf 5 000 € 
pro Jahr beschränkt. 

ǐǐ Ebenfalls seit 2012 müssen für die Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten 
keine Anspruchsvoraussetzungen mehr erfüllt werden. Kinderbetreuungskos-
ten sind somit generell als Sonderausgaben abzugsfähig, unabhängig davon, 
ob die Eltern erwerbstätig oder in Ausbildung sind oder das Kind aufgrund 
einer Behinderung außerstande ist, sich selbst zu unterhalten. An der Höhe 
der abzugsfähigen Kinderbetreuungskosten hat sich seit 2007 nichts geändert. 
2/3 der Kosten, maximal 4 000 € pro Jahr, können im Rahmen der Sonderaus-
gaben geltend gemacht werden. 

ǐǐ Weiterhin können Beiträge und Spenden zur Förderung steuerbegünstigter 
Zwecke sowie Spenden an politische Parteien als Sonderausgaben in Abzug 
gebracht werden. 

ǐǐ Als letztes können auf Basis von FAST noch Steuerbegünstigungen zu Wohn-
zwecken nach den §§ 10e-h EStG im Rahmen der abzugsfähigen Sonderaus-
gaben abgebildet werden.7 Aus Gründen einer besseren Veranschaulichung 
werden diese Steuerermäßigungen in Schaubild 2 als separater Posten aufge-
führt, steuerrechtlich gehören sie jedoch zu den Sonderausgaben. 

6  Die Änderungen in Bezug auf die Absetzbarkeit der im Rahmen der Abgeltungsteuer gezahlten 
Kirchensteuer und der Aufwendungen für die eigene Berufsausbildung können im Rahmen von 
EMSIM aufgrund fehlender Informationen in den Daten nicht berücksichtigt werden.

7  Der Vorkostenabzug gemäß § 10i EStG bei einer nach dem Eigenheimzulagengesetz begüns-
tigten Wohnung kann aufgrund fehlender Informationen in den zugrundeliegenden Daten nicht 
abgebildet werden.
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Die simulierten Sonderausgaben werden in ihrer Summe vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte abgezogen, sofern sie den Sonderausgaben-Pauschbetrag von 36 Euro 
je Steuerpflichtigen (bei Zusammenveranlagung 72 Euro) überschreiten (§ 10c 
EStG). Andernfalls wird der Sonderausgaben-Pauschbetrag angesetzt.

Der letzte Schritt in Richtung steuerliches Einkommen besteht im Abzug der 
außergewöhnlichen Belastungen. „Erwachsen einem Steuerpflichtigen zwangs-
läufig größere Aufwendungen als der überwiegenden Mehrzahl der Steuerpflich-
tigen gleicher Einkommensverhältnisse, gleicher Vermögensverhältnisse und 
gleichen Familienstands (außergewöhnliche Belastung), so wird auf Antrag die 
Einkommensteuer dadurch ermäßigt, dass der Teil der Aufwendungen, der die 
dem Steuerpflichtigen zumutbare Belastung … übersteigt, vom Gesamtbetrag der 
Einkünfte abgezogen wird (§ 33 Abs. 1 EStG).“ Diese Rechtslage hat sich seit 2007 
zwar nicht verändert, die zumutbare Belastung wird jedoch auf der Grundlage 
des Gesamtbetrags der Einkünfte ermittelt und der Gesamtbetrag der Einkünfte 
wurde im Rahmen von EMSIM bis zum Jahr 2014 fortgeschrieben. Daher muss 
auch die zumutbare Belastung entsprechend angepasst werden.8 Der aktuelle 
Abzugsbetrag gemäß § 33 EStG lässt sich dann wie folgt ermitteln: Zunächst wird 
die Summe des in FAST angegeben Abzugsbetrags sowie der zumutbaren Belas-
tung für das Jahr 2007 gebildet. Diese Summe wird mittels der Veränderungsrate 
des Verbraucherpreisindex bis zum aktuellen Rand fortgeschrieben. Nach Abzug 
der simulierten zumutbaren Belastung erhält man den Abzugsbetrag für das Jahr 
2014. Behinderte Menschen können „anstelle einer Steuerermäßigung nach § 33 
einen Pauschbetrag nach Absatz 3 geltend machen (§ 33b Abs. 1 EStG).“ Um diese 
Regelung zu berücksichtigen, wird eine fiktive Günstigerprüfung durchgeführt, 
d.h. es wird überprüft, ob die Pauschbeträge für Behinderte oder Hinterbliebene 
gemäß § 33b Abs. 3 und 4 EStG den simulierten Abzugsbetrag nach § 33 EStG 
übersteigen. Ist dies der Fall, wird der Abzugsbetrag durch die entsprechenden 
Pauschbeträge ersetzt. In besonderen Fällen lassen sich weitere Aufwendungen 
als außergewöhnliche Belastung steuerlich absetzen (§ 33a EStG). Zu diesen Auf-
wendungen gehören in erster Linie Ausbildungskosten nach § 33a Abs. 2 EStG und 
Unterhaltsleistungen nach § 33a Abs. 1 EStG.9 Die Summe dieser Aufwendungen 
wird auf Basis der Veränderungsrate des Verbraucherpreisindex bis zum Jahr 2014 
fortgeschrieben.

8  Für die genaue Berechnung der zumutbaren Belastung siehe § 33 Abs. 3 EStG.

9  Der Höchstbetrag gemäß § 33a Abs. 1 EStG hat sich von 8 004 € in 2007 auf 8 354 € in 2014 
erhöht. Aus Vereinfachungsgründen bleibt diese Veränderung im Rahmen der Modellierung je-
doch unberücksichtigt.
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Nach § 31 Satz 1 EStG (Familienleistungsausgleich) wird die steuerliche Freistel-
lung eines Einkommensbetrags in Höhe des Existenzminimums eines Kindes ein-
schließlich des Bedarfs für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung entweder 
durch Kinderfreibeträge (§ 32 Abs. 6 EStG) oder durch Kindergeld (§§ 62 ff. EStG) 
bewirkt.10 Das zuständige Finanzamt prüft automatisch, welche Alternative besser 
für die betreffenden Steuerpflichtigen ist. Um diese sogenannte Günstigerprüfung 
im Rahmen des RWI EMSIM durchführen zu können, wird das zu versteuernde 
Einkommen sowohl unter Berücksichtigung des Kinderfreibetrags als auch ohne 
ermittelt. Ist der Steuervorteil aus dem Abzug der Kinderfreibeträge insgesamt 
größer als der Anspruch auf Kindergeld, erhöht sich die unter Berücksichtigung 
der Kinderfreibeträge ermittelte tarifliche Einkommensteuer um den Anspruch auf 
Kindergeld (§ 31 Satz 4 EStG).

Ausgehend von der tariflichen Einkommensteuer können bei der Festsetzung der 
Einkommensteuer noch bestimmte Steuerermäßigungen berücksichtigt werden. 
Steuerermäßigungen können gewährt werden

ǐǐ bei ausländischen Einkünften (§§ 34c und d EStG);

ǐǐ bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft (§ 34e EStG);

ǐǐ für Steuerpflichtige mit Kindern bei Inanspruchnahme erhöhter Absetzungen 
für Wohngebäude oder der Steuerbegünstigungen für eigengenutztes Wohn-
eigentum (§ 34f EStG);

ǐǐ bei Zuwendungen an politische Parteien und an unabhängige Wählervereini-
gungen (§ 34g EStG);

ǐǐ bei Einkünften aus Gewerbebetrieb (§ 35 EStG);

ǐǐ bei Aufwendungen für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse und für die 
Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen (§35a EStG) sowie

ǐǐ bei Belastung mit Erbschaftsteuer (§ 35b EStG).

In FAST werden die ausländischen Einkünfte nicht nach einzelnen Einkunftsarten 
differenziert angegeben, daher wird die im Datensatz ausgewiesene anzurech-
nende ausländische Steuer mittels der Veränderungsrate der Gewinneinkünfte 
bis zum Jahr 2014 fortgeschrieben. Die Steuerermäßigungen bei Einkünften aus 
Gewerbebetrieb werden ebenfalls mit der Wachstumsrate der Gewinneinkünfte 
fortgeschrieben. In Bezug auf die Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft und die 

10  Für einen Überblick über die aktuelle Höhe von Freibeträgen und Kindergeld siehe Tabelle 
A3 im Anhang.
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Belastung mit Erbschaftsteuer enthält der Datensatz keine Informationen, so dass 
die entsprechenden Steuerermäßigungen nicht modelliert werden können. Die 
übrigen Steuerermäßigungen werden gemäß der Angaben in FAST berücksichtigt. 

Bei Beziehern sehr hoher Einkommen werden die meisten der stetigen Variab-
len in FAST nicht mehr exakt angegeben, so dass sich der Besteuerungsprozess 
für diese Fälle nicht detailliert nachbilden lässt. Das betrifft nur Steuerpflichtige 
ab dem 99,95-ten Perzentil der Verteilung der Gesamtbeträge der Einkünfte, 
d.h. nur 0,05% der Stichprobe (Schwabbacher 2013). Da diese Merkmalsträger 
jedoch einen bedeutenden Anteil der steuerlichen Bemessungsgrundlage gene-
rieren, sind sie für die Ermittlung der Gesamtsteuerlast von großer Bedeutung. 
Zur Ermittlung der Steuerschuld dieser „reichen“ Haushalte wird das in FAST aus-
gewiesene zu versteuernde Einkommen mittels der Veränderungsrate der Brutto-
löhne und -gehälter bis zum Jahr 2014 fortgeschrieben. Dies bedeutet, dass für die 
0,05% der Steuerpflichtigen mit den höchsten Einkommen lediglich Änderungen 
des Einkommensteuertarifs berücksichtigt werden. Steuerrechtsänderungen, die 
alleine die steuerliche Bemessungsgrundlage betreffen, können für diese Merk-
malsträger nicht modelliert werden.

2.2.3	Einkommensteuertarif 2014

Aus Schaubild 2 wird ersichtlich, dass sich die tarifliche Einkommensteuer für das 
Veranlagungsjahr 2014 durch Anwendung des aktuellen Einkommensteuertarifs 
auf das simulierte zu versteuernde Einkommen ergibt. Dazu muss der in §32a EStG 
kodifizierte Einkommensteuertarif jedoch zunächst in einen Formeltarif transfor-
miert werden. Tabelle 1 zeigt den entsprechenden funktionalen Zusammenhang 
zwischen der Steuerschuld T und dem zu versteuernden Einkommen (zvE) X nach 
dem aktuellen Einkommensteuertarif 2014 (T2014) gemäß § 32a EStG.

Tabelle 1
Einkommensteuertarif 2014 (T2014)

Tarifbereich 
Einkommen

Zu versteuerndes 
Steuerbetragsfunktionen 

Steuerbetragsfunktionen

1 0 bis 8 354 € T1,2014 (X)=0

2 8 355 bis 13 469 € T2,2014 (X)=0,00000974∙X^2-0,0228∙ X—489,41

3 13 470 bis 52 881 € T3,2014 (X)=0,00000229∙X^2+0,1781∙ X—1 842,55

4 52 882 bis 250 730 € T4,2014 (X)=0,42∙X-8 239

5 ab 250 731 € T5,2014 (X)=0,45∙X-15 761

Eigene Darstellung. T: Steuerschuld; X: zu versteuerndes Einkommen.
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Der Verlauf von Grenz- und Durchschnittssteuersatz kennzeichnet den deutschen 
Einkommensteuertarif als eine Kombination aus einem indirekt und einem direkt 
progressiven Tarif (siehe Schaubild 3). Allgemein wird ein Steuersatz als progres-
siv bezeichnet, wenn die durchschnittliche Steuerlast (=Steuerschuld in Relation 
zum Einkommen) mit steigendem Einkommen zunimmt. Die indirekte Progression 
wird durch den Grundfreibetrag (bis 8 354 €) erzeugt, die direkte durch (linear) 
steigende Grenzsteuersätze (bis zu einem zu versteuernden Einkommen von  
52 881 €).11 

Schaubild 3
Grenz- und Durchschnittssteuersätze des Einkommensteuertarifs T2014
2014, in%
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epanechnikov = 804.6243Quelle: Ab einem zu versteuernden Einkommen von 250 731 € greift die sogenannte 
Reichensteuer mit einem Grenzsteuersatz von 45%. T‘2014 bezeichnet den Grenzsteuersatz 
und t2014 den Durchschnittssteuersatz. Die Kerndichtefunktion beschreibt die Verteilung der 
Steuerfälle über das zvE.

Bei der Ermittlung der individuellen Steuerschuld der Steuerpflichtigen wird das 
sogenannte Ehegattensplitting angewandt, d.h. bei gemeinsamer Veranlagung 
eines Ehepaares wird das gemeinsam zu versteuernde Einkommen halbiert und 
die durch Anwendung des Steuertarifs T2014 ermittelte Steuerschuld verdoppelt. 
Im deutschen Steuerrecht gilt ein zusammen veranlagtes Ehepaar als „ein Steuer-
pflichtiger“, obwohl es sich de facto um zwei Steuerfälle handelt.

11  Für eine ausführliche Definition der Steuerprogression siehe z. B. Homburg 2007: 65-75 oder 
Braun, Kambeck 1997.
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2.3	 Modellierung der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung

Wie in Abschnitt 2.2.2 beschrieben sind die Arbeitnehmerbeiträge zur gesetz-
lichen Sozialversicherung seit 2010 bei der Ermittlung der Einkommensteuer in 
Form von Sonderausgaben fast vollständig abzugsfähig. Die dem EMSIM zugrunde 
liegende Datenbasis repräsentiert jedoch den Rechtsstand des Jahres 2007, so 
dass der Datensatz keine hinreichenden Informationen über die Höhe der abzugs-
fähigen Sozialabgaben der einzelnen Steuerpflichtigen enthält. Die Beiträge zur 
gesetzlichen Sozialversicherung müssen daher im Rahmen des Simulationsmo-
dells geschätzt werden.

Die gesetzliche Sozialversicherung setzt sich aus fünf Versicherungszweigen 
zusammen: der gesetzlichen Renten-, der Kranken-, der Arbeitslosen-, der Pflege- 
und der Unfallversicherung.12 Mit Ausnahme der gesetzlichen Unfallversicherung 
werden die Sozialversicherungsbeiträge mehr oder weniger paritätisch, also 
jeweils zur Hälfte von Arbeitnehmern und Arbeitgebern getragen.13 Die Beiträge 
zur gesetzlichen Unfallversicherung trägt der Arbeitgeber hingegen allein.14 Steu-
erlich abzugsfähig sind ausschließlich die Arbeitnehmerbeiträge. Zu Vergleichs-
zwecken werden jedoch unter Berücksichtigung der aktuellen Beitragssätze, 
Beitragsbemessungs- und Pflichtversicherungsgrenzen sowohl die Arbeitneh-
mer- als auch die Arbeitgeberbeiträge modelliert.

Dazu werden zunächst die sozialversicherungspflichtig Beschäftigten anhand 
ihrer sozialen Gliederung identifiziert. Die entsprechende Variable in FAST gibt im 
Wesentlichen Auskunft darüber, ob ein Steuerpflichtiger überwiegend nichtselb-
ständig, selbständig oder Versorgungsempfänger ist. Als abhängig Beschäftigte 
werden alle überwiegend nichtselbständigen Steuerpflichtigen mit ungekürzter 
Vorsorgepauschale15 definiert. Unter der Annahme, dass nichtselbständige Arbeit-
nehmer überwiegend Überschusseinkünfte (siehe Schaubild 2) erzielen, lassen 
sich die „potenziell“ sozialversicherungspflichtig Beschäftigten auch approxima-

12  Für einen Überblick über wichtige Kennziffern der einzelnen Versicherungszweige der gesetz-
lichen Sozialversicherung siehe Tabelle A4 im Anhang.

13  Das paritätische Finanzierungssystem wird von zwei Sonderregelungen durchbrochen: Zum 
einen beinhaltet der GKV-Beitrag einen Sonderbeitrag von 0,9%, der nur von den Versicherten 
getragen wird. Zum anderen zahlen Kinderlose einen Zuschlag von 0,25% zu den Beiträgen in die 
gesetzliche Pflegeversicherung. Darüber hinaus gilt in Sachsen im Bereich der Pflegeversicherung 
eine Ausnahmeregelung (AN: 1,525%, AG: 0,525%), die aus Vereinfachungsgründen im Rahmen 
der Beitragsmodellierung jedoch vernachlässigt wird.

14  Für einen Überblick über die Entwicklung der Beitragssätze der gesetzlichen Sozialversiche-
rungen siehe Tabelle A5 im Anhang.

15  Pauschale, die einem Steuerpflichtigen bei der Berechnung der Lohnsteuer für die Vorsor-
geaufwendungen vom Einkommen abgezogen wird.
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tiv durch einen Vergleich der Überschuss- und Gewinneinkünfte ermitteln. Als 
abhängig beschäftigt gilt in diesem Fall jeder Steuerzahler, dessen Überschuss-
einkünfte die Gewinneinkünfte übersteigen.

Als Bemessungsgrundlage zur Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge 
dienen die Bruttolöhne und -gehälter. Die Höhe des Beitrages zur gesetzlichen 
Unfallversicherung hängt de facto nicht nur von den Bruttoarbeitsentgelten, son-
dern auch von der Branche, der Mitarbeiterzahl und der Art des Berufsverbandes 
bzw. der Berufsgenossenschaft ab. Der Beitragssatz ist somit nicht nur an das 
Einkommen des Arbeitnehmers gekoppelt, so dass es im Gegensatz zu den ande-
ren Versicherungszweigen keine Beitragsbemessungsgrenze gibt. Aus Vereinfa-
chungsgründen werden die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung jedoch 
ausschließlich auf Basis der Bruttolöhne und -gehälter unter Verwendung eines 
durchschnittlichen Beitragssatzes ermittelt.

Für geringfügige Beschäftigungsverhältnisse gelten Sonderregelungen bezüglich 
der Sozialversicherungspflicht. Seit 2003 wird zwischen sogenannten Mini- und 
Midi-Jobs unterschieden: Bis zu einem monatlichen Arbeitsentgelt von 450 € wer-
den sämtliche zu entrichtende Steuern und Sozialversicherungsbeiträge durch 
eine Pauschalabgabe des Arbeitgebers in Höhe von 30% abgegolten (Mini-Job). 
Von dieser Pauschalabgabe werden 15% in die Rentenversicherung gezahlt, wobei 
der Arbeitnehmer eine Aufstockungsoption hat, 13% fließen in die Krankenver-
sicherung und 2% stellen eine Pauschalsteuer dar, die auch die Kirchensteuer 
und den Solidaritätszuschlag einschließt.16 Arbeitnehmer mit einem monatlichen 
Arbeitsentgelt über 450 € bis maximal 850 € befinden sich in einer sogenannten 
Einkommensgleitzone (Midi-Job). In dieser Zone zahlt nur der Arbeitgeber den 
vollen Beitrag zur Sozialversicherung, obwohl Versicherungspflicht in allen Zwei-
gen der Sozialversicherung besteht. Der Arbeitnehmer hat hingegen nur ermä-
ßigte Sozialabgaben zu entrichten, die individuell berechnet werden und linear 
mit dem Einkommen steigen. Die Berechnung der Arbeitnehmerbeiträge ist in der 
Einkommensgleitzone relativ kompliziert, daher werden im Rahmen von EMSIM 
lediglich die Regelungen für die sogenannten Mini-Jobber berücksichtigt.

16  Minijobs in Privathaushalten sind eine spezielle Form der geringfügigen Beschäftigung und 
werden vom Gesetzgeber besonders gefördert, z. B. indem die Pauschalbeiträge geringer sind als 
bei gewerblichen Minijobs.
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Ein Nachteil der FAST-Daten ist, dass sie keine Auskunft darüber geben, ob ein 
Arbeitnehmer mit einem Einkommen oberhalb der Versicherungspflichtgrenze 
privat oder freiwillig gesetzlich kranken- bzw. pflegeversichert ist. Daher werden 
zwei Szenarien modelliert:

1.	 Alle abhängig Beschäftigten, deren Einkommen die Versicherungspflicht-
grenze übersteigt, sind privat versichert.

2.	 Alle abhängig Beschäftigten, deren Einkommen die Versicherungspflicht-
grenze übersteigt, sind freiwillig gesetzlich versichert.

Auf diese Weise lässt sich ein Intervall festlegen, in dem der „wahre“ Wert der zu 
modellierenden Beitragssumme mit hoher Wahrscheinlichkeit liegt. Das Ergebnis 
der ersten Variante bildet die untere und das Ergebnis der zweiten Variante die 
obere Grenze dieses Intervalls. Als Bemessungsgrundlage dient der individuelle 
Bruttolohn, fortgeschrieben bis in das aktuelle Jahr 2014.

2.4	 Solidaritätszuschlag

Der Solidaritätszuschlag ist eine Ergänzungsabgabe zur Einkommen- und Körper-
schaftsteuer (SolzG § 1 Absatz 1), die im Jahr 1991 zur Finanzierung der Lasten des 
Bundes in Folge der Wiedervereinigung eingeführt wurde. Ursprünglich sollte die 
Abgabe nur kurzfristig erhoben werden. In den Jahren 1993 und 1994 wurde sie 
ausgesetzt, seit 1995 wird sie aber bis heute durchgehend erhoben. Der reguläre 
Zuschlagssatz beträgt 5,5% und wird erst erhoben, wenn die Bemessungsgrund-
lage einen bestimmten Betrag übersteigt (SolzG § 4). Bei der Veranlagung der 
Einkommensteuer ist die Bemessungsgrundlage für den Solidaritätszuschlag die 
Einkommensteuer, die unter Berücksichtigung von Kinderfreibeträgen (EStG § 32 
Absatz 6) festzusetzen wäre (SolzG § 3 Absatz 2). Als Bemessungsgrundlage für 
den Solidaritätszuschlag wird also im Rahmen des RWI ESt-Mikrosimulationsmo-
dells diese fiktive Einkommensteuer kalkuliert. Der Solidaritätszuschlag wird nur 
dann erhoben, wenn die Bemessungsgrundlage im Fall einer Einzelveranlagung 
972 € und im Fall von zusammenveranlagten Steuerpflichtigen 1 944 € (Freigren-
zen) übersteigt (SolzG § 3 Absatz 2a). Nach Überschreiten dieser Freigrenzen steigt 
der Solidaritätszuschlag in einem Übergangsbereich zunächst mäßig an, da er 
nicht mehr als 20% des Unterschiedsbetrags zwischen Bemessungsgrundlage 
und Freigrenze betragen darf (SolzG § 4). Erst nach diesem Übergangsbereich 
greift der Zuschlagssatz in voller Höhe. Für geringfügig Beschäftigte wird bei der 
Berechnung des Solidaritätszuschlags eine Pauschalsteuer in Höhe von 2 Prozent 
der fiktiven Steuerschuld erhoben.
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3	 Modul 2: Simulation der Arbeitsangebotseffekte

Die in Modul 1 verwendeten FAST-Daten ermöglichen eine sehr detaillierte Abbil-
dung der individuellen Einkommensbesteuerung in Deutschland. Die Datensätze 
geben jedoch keine Auskunft über den Arbeitseinsatz der Steuerpflichtigen, so 
dass sie keine Analyse der durch die zu untersuchenden Reformmaßnahmen 
induzierten Beschäftigungseffekte zulassen. Die Arbeitsangebotseffekte werden 
daher im Rahmen von Modul 2 des RWI ESt-Mikrosimulationsmodells auf Basis 
der Daten des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) geschätzt.

3.1	 Sozio-ökonomisches Panel (SOEP)

Das SOEP ist eine repräsentative, jährlich wiederholte Befragung von in Deutsch-
land lebenden privaten Haushalten und Personen (Haisken-DeNew und Frick 
2005). Die erste Welle des Panels wurde im Jahr 1984 in der damaligen Bundesre-
publik Deutschland (BRD) erhoben. Anfänglich wurden 12 239 Personen zu ihrer 
privaten Lebens- und Arbeitssituation befragt. Bereits im Juni 1990, d.h. noch vor 
der deutschen Wiedervereinigung, wurde die Stichprobe um 4 453 in der ehema-
ligen DDR lebende Personen erweitert. Gegenwärtig steht das SOEP bis zur Welle 
30 (2013) zur Verfügung. Die befragten Haushalte und Individuen geben u.a. aus-
führlich Auskunft über ihre privaten Lebensbedingungen und über ihre berufliche 
Situation, wie z. B. die Höhe und Quelle des Einkommens, die vereinbarte und 
tatsächliche Arbeitszeit sowie die eigene Erwerbsbiografie.

Zur Quantifizierung der Arbeitsangebotseffekte werden die SOEP Befragungswel-
len 2012 und 2013 verwendet, wobei aus der 2013er Welle retrospektive Angaben 
zu einigen Einkunftsarten für 2012 entnommen werden. Um die aktuellen Rege-
lungen im Steuerrecht möglichst genau erfassen zu können, wird der aus dem 
SOEP abgeleitete Gesamtbetrag der Einkünfte bis zum Jahr 2014 fortgeschrieben.

3.2	 Herleitung des Arbeitsangebotsmodells

Die durch Steuerreformen induzierten Verhaltensanpassungen werden durch 
einen Vergleich des geschätzten Arbeitsangebots vor und nach Implementierung 
der Reformmaßnahmen ermittelt. Der Fokus der Analyse liegt dabei auf den Haus-
haltsvorständen und ggf. deren Partnern. Diese Personen werden danach einge-
teilt, ob sie ihr Arbeitsangebot in Folge der Reformmaßnahmen kurzfristig ändern 
können. Personen, bei denen angenommen werden kann, dass eine kurzfristige 
Anpassung nicht möglich ist, werden hinsichtlich ihres Arbeitsangebots als infle-
xibel bezeichnet. Zu den Personen, bei denen eine kurzfristige Anpassung ausge-
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schlossen und das Arbeitsangebot konstant gehalten wird, gehören Selbständige, 
Beamte, Bezieher von Altersrente, Auszubildende, Personen im Mutterschutz, 
Wehr- und Zivildienstleistende sowie Personen, die jünger als 16 oder älter als 
65 Jahre sind. 

Um die Unterschiede im Arbeitsangebotsverhalten verschiedener Haushaltsty-
pen im Rahmen des Arbeitsangebotsmodells zu berücksichtigen, wird zwischen 
Single- und Paar-Haushalten unterschieden. Bei Paar-Haushalten wird darüber 
hinaus zwischen solchen mit zwei und mit nur einem flexiblen Partner differen-
ziert. Neben dem Haushaltstyp kann das Arbeitsangebotsverhalten auch über ver-
schiedene soziodemografische Kategorien variieren. In Modul 2 werden deshalb 
zusätzlich das Geschlecht sowie ggf. im Haushalt lebende Kinder berücksichtigt. 
Tabelle 2 gibt einen Überblick über die aus der Kombination dieser Variablen 
resultierende Gruppierung.

In Anlehnung an van Soest (1995) wird ein diskretes Arbeitsangebotsmodell 
zugrunde gelegt, bei dem unterstellt wird, dass Individuen ihren Nutzen über eine 
vorgegebene Anzahl von Arbeitszeitalternativen optimieren. Die Modellierung von 
diskreten Arbeitsangebotsentscheidungen bietet die Möglichkeit, Arbeitsmarkt-
partizipation und Arbeitsvolumen und damit extensive und intensive Arbeitsan-
gebotsanpassungen zu simulieren. Außerdem kann für die diskrete Menge an 
Arbeitszeitalternativen das Steuer- und Transfersystem detailliert abgebildet wer-
den. Im vorliegenden Modell werden hinsichtlich der wöchentlichen Arbeitszeit 
bei Männern drei Kategorien (Stunden ∊ {0, 40, mehr als 40}) und bei Frauen fünf 
Kategorien (Stunden h∊ {0, 15, 34, 40, mehr als 40}) unterschieden.  Für Paare, die 
annahmegemäß ihre Arbeitsangebotsentscheidung gemeinsam treffen, ergeben 
sich daraus insgesamt 15 mögliche Handlungsalternativen.

Das in jeder (hypothetischen) Arbeitszeitkategorie verfügbare Einkommen wird 
ausgehend vom geltenden Steuerrecht und dem gegenwärtigen Transfersystem 
für alle Personen der Stichprobe simuliert. Dazu wird in einem ersten Schritt mit 
den im SOEP vorliegenden Informationen zu Arbeitseinkommen, Miet- und Pacht-
einnahmen, Einnahmen aus Zinsen und Dividenden, Leibrenten und sonstigen Ein-
künften das Bruttohaushaltseinkommen ermittelt. Für die Ermittlung des Arbeits-
einkommens wird bei beschäftigten Personen der beobachtete Bruttostundenlohn 
zugrunde gelegt und unter der Annahme, dass dieser über alle Handlungsalterna-
tiven hinweg konstant bleibt, mit der jeweiligen Arbeitszeit kombiniert.
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Tabelle 2	
Gruppeneinteilung für die Berechnung der Arbeitsangebotseffekte

Veranla- 
gungsart

Haushaltstyp Flexibilität des 
Arbeitsangebots

Geschlecht Kinder 
im HH

1 Zusammen Paar, verheiratet 2 Partner flexibel Frau nein

2 Zusammen Paar, verheiratet 2 Partner flexibel Frau ja

3 Zusammen Paar, verheiratet 2 Partner flexibel Mann nein

4 Zusammen Paar, verheiratet 2 Partner flexibel Mann ja

5 Zusammen Paar, verheiratet 1 Partner flexibel Frau nein

6 Zusammen Paar, verheiratet 1 Partner flexibel Frau ja

7 Zusammen Paar, verheiratet 1 Partner flexibel Mann nein

8 Zusammen Paar, verheiratet 1 Partner flexibel Mann ja

9 Einzeln Singles
Paar, unverheiratet
Paar unverheiratet

flexibel
2 Partner flexibel
1 Partner flexibel

Frau nein

10 Einzeln Singles
Paar, unverheiratet
Paar unverheiratet

flexibel
2 Partner flexibel
1 Partner flexibel

Frau ja

11 Einzeln Singles
Paar, unverheiratet
Paar unverheiratet

flexibel
2 Partner flexibel
1 Partner flexibel

Mann nein

12 Einzeln Singles
Paar, unverheiratet
Paar unverheiratet

flexibel
2 Partner flexibel
1 Partner flexibel

Mann ja

Quelle: Eigene Darstellung.

Um die Beschäftigungseffekte von Steuerreformen auch für in der Ausgangssi-
tuation nichterwerbstätige Personen abbilden zu können, werden hypothetische 
Stundenlöhne mithilfe einer Lohnregression und einer zweistufigen Heckman-
Selektions-Korrektur geschätzt (Heckman 1976). Ausgehend von den auf diese 
Weise ermittelten Bruttoeinkommen werden in einem zweiten Schritt unter 
Berücksichtigung der aktuellen Steuerregelungen für jede der zwölf Untergrup-
pen sowie für jede (hypothetische) Arbeitszeitkategorie die Belastungen der Ein-
kommen durch Einkommensteuer, Solidaritätszuschlag und Sozialversicherungs-
beiträge ermittelt. Zusätzlich wird für jede Person bzw. für jeden Haushalt der 
Anspruch auf staatliche Transferzahlungen (Arbeitslosengeld II, Wohngeld, Kin-



27 | 50

Executive Summary﻿﻿

derzuschlag) geprüft und ggf. die jeweilige Höhe der Transfers berechnet, so dass 
im Anschluss das den Beobachtungseinheiten zur Verfügung stehende Einkom-
men als Grundlage für die Arbeitsangebotsentscheidung verwendet werden kann.

Zur Schätzung der angebotenen Arbeitszeit wird eine Sonderform des multi-
nomialen Logit-Modells, das sogenannte konditionale Logit-Modell (McFadden 
1974) verwendet. In Abhängigkeit vom Haushaltsnettoeinkommen, den in Tabelle 
2 aufgeführten Differenzierungsmerkmalen und weiteren Personen- bzw. Haus-
haltscharakteristika wird die Wahrscheinlichkeit geschätzt, dass eine Person oder 
ein Haushalt eine bestimmte Arbeitszeitkategorie wählt. Auf Basis der geschätz-
ten Parameter wird dann die Arbeitszeitverteilung der Beobachtungseinheiten 
bei geltendem Steuerrecht (Referenzsituation) und nach Implementierung der 
Reformmaßnahmen (Reformszenario) ermittelt. Ein Vergleich der Ergebnisse lie-
fert dann die reforminduzierten Arbeitsangebotseffekte. Auf diese Weise kann 
sowohl die Arbeitsmarktpartizipation, d.h. die extensive Arbeitsangebotsanpas-
sung, als auch das Arbeitsvolumen und damit die intensive Arbeitsangebotsan-
passung simuliert werden.

3.3	 Abbildung des Steuer- und Transfermodells

Den in den Modulen 1 und 2 des EMSIM verwendeten Datensätzen liegen unter-
schiedliche Einkommensbegriffe zugrunde. Während in FAST das steuerliche Ein-
kommen exakt erfasst wird (Schaubild 2), basieren alle Einkommensangaben im 
SOEP auf einer Selbsteinschätzung der Befragten bezüglich ihres persönlichen 
Erwerbseinkommens, der einzelnen Einkommensbestandteile sowie der erhal-
tenen staatlichen Transferleistungen. Im Gegensatz zu den FAST-Daten liefert 
das SOEP also keine detaillierten Informationen über die einzelnen steuerlichen 
Einkunftsarten und Abzugsmöglichkeiten, so dass sich das steuerlich relevante 
Haushaltsbruttoeinkommen lediglich approximativ als Summe aus dem Arbeits-
einkommen, den Miet- und Pachteinnahmen, den Einnahmen aus Zinsen und Divi-
denden, Leibrenten und sonstigen Einkünften ermitteln lässt (Schaubild 4).

Nach Abzug der auf Haushaltsebene zu entrichtenden Einkommensteuer, dem 
Solidaritätszuschlag und den Beiträgen in die gesetzlichen Sozialversicherun-
gen ergibt sich das Haushaltsnettoeinkommen. Darüber hinaus wird im Rahmen 
von Modul 2 für jede Person bzw. für jeden Haushalt der Anspruch auf staatli-
che Transferleistungen geprüft und ggf. die Höhe der Leistungen bestimmt. Aus 
Vereinfachungsgründen und Datenrestriktionen wird das staatliche Transfersys-
tem dabei lediglich partiell abgebildet, indem ausschließlich Arbeitslosengeld II, 
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Wohngeld und Kinderzuschläge berücksichtigt werden. Daraus lässt sich das ver-
fügbare Haushaltseinkommen ermitteln, auf dessen Grundlage letztendlich die 
(individuellen) Arbeitsangebotsentscheidungen getroffen werden.

Schaubild 4
Steuer- und Transfermodell in Modul 2

Arbeitseinkommen (Schätzgrundlage: beobachtbarer Bruttostundenlohn)

+ Miet- und Pachteinnahmen

+ Einnahmen aus Zinsen und Dividenden

+ Leibrenten

+ sonstige Einkünfte

= Haushaltsbruttoeinkommen  

- Einkommensteuer

- Solidaritätszuschlag

- Sozialversicherungsbeiträge 

= Haushaltsnettoeinkommen

+ Arbeitslosengeld II

+ Wohngeld

+ Kinderzuschlag

= verfügbares Haushaltseinkommen 
Grundlage für die 
Arbeitsangebotsentscheidung

Quelle:  Eigene Darstellung.

4	 Modul 3: Simulation der Arbeitsnachfrageeffekte

Um die durch Steuerreformen induzierten Beschäftigungseffekte genau ermitteln 
zu können, reicht eine arbeitsangebotsseitige Betrachtung nicht aus. Durch Steu-
ersenkungen ausgelöste positive Arbeitsangebotseffekte können nur dann ihre 
volle Wirkung entfalten, wenn dem gestiegenen Arbeitsangebot eine entspre-
chende Arbeitsnachfrage gegenübersteht. Bei Vernachlässigung der Arbeitsnach-
frage lässt sich unter der Annahme, dass diese Voraussetzung erfüllt ist, somit 
lediglich eine Art Obergrenze für die Beschäftigungseffekte bestimmen. Die Ein-
beziehung der Nachfrageseite wäre also ein Schritt in Richtung einer exakteren 
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Abbildung der Realität. Das dritte Modul des RWI ESt-Mikrosimulationsmodells 
bietet daher die Möglichkeit, zusätzlich die Arbeitsnachfrageeffekte im Rahmen 
potenzieller Reformanalysen zu berücksichtigen und damit die reforminduzierten 
Beschäftigungseffekte vollständig zu simulieren. Um die Arbeitsnachfrageseite 
abzubilden, wird primär die Stichprobe der Integrierten Arbeitsmarktbiografien 
der Bundesagentur für Arbeit (BA) verwendet.

4.1	 Stichprobe der Integrierten Arbeitsmarktbiografien (SIAB)

Die SIAB ist eine zweiprozentige anonymisierte Stichprobe aus den Integrierten 
Erwerbsbiographien, d.h. von allen Personen, die im Beobachtungszeitraum 
mindestens einmal sozialversicherungspflichtig beschäftigt oder geringfügig 
beschäftigt waren, Leistungen nach dem Rechtskreis SGB III (Arbeitsförderung) 
oder SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende) bezogen haben, bei der BA als 
arbeitssuchend gemeldet sind oder an einer arbeitsmarktpolitischen Maßnahme 
teilnehmen. Entsprechend beruhen die Daten zu Erwerbstätigen hier auf Anga-
ben, die das Meldeverfahren zur Sozialversicherung liefert. Nicht erfasst werden 
daher insbesondere Beamte, Selbständige und mithelfende Familienangehörige. 
Die Daten liegen für den Zeitraum von 1975 bis 2008 vor und enthalten Informati-
onen von mehr als 500 000 Personen. Die Daten geben u.a. Auskunft über Löhne 
und über persönliche sowie betriebliche Merkmale.

4.2	 Ermittlung der Arbeitsnachfrageelastizität

Auf Basis der SIAB werden in Verbindung mit Informationen aus dem Mikrozen-
sus und den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) Arbeitsnachfrage-
elastizitäten für verschiedene Arbeitnehmergruppen geschätzt. In Anlehnung an 
Jacobi und Schaffner (2008) wird auf ein quantitatives Modell des Arbeitsmark-
tes zurückgegriffen, das unterschiedliche Qualifikationsgruppen unterscheidet 
und deren Zusammenspiel im Produktionsprozess auf Wirtschaftszweigebene 
berücksichtigt. Mittels Nachfragegleichungen werden dabei die technisch-orga-
nisatorischen Produktionsbeziehungen zwischen den Einsatzmengen der entspre-
chenden Produktionsfaktoren ermittelt und auf diese Weise die Nachfrageelasti-
zitäten von voll- und teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmern sowie von geringfügig 
Beschäftigten geschätzt. Weiterhin werden neben der genannten Differenzierung 
der Arbeitnehmergruppen auch Qualifikationsniveaus der vollzeitbeschäftigten 
Arbeitnehmer unterschieden. Die so geschätzten Nachfrageelastizitäten lassen 
sich approximativ als durchschnittliche relative Lohnveränderung innerhalb der 
Arbeitnehmergruppen interpretieren, die mit einer Veränderung des Arbeitsan-
gebots in derselben oder einer anderen Arbeitnehmergruppe einhergeht (Tabelle 3).
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Tabelle 3
Einkommenselastizitäten innerhalb und zwischen Arbeitnehmergruppen

Beschäftigungs-
veränderung
Lohnveränderung

Geringfügig 
Beschäftigte

Teilzeit 
Beschäftigte

un-/
angelernte 
Vollzeit-
beschäftigte

qualifizierte 
Vollzeit-
beschäftigte

hoch- 
qualifizierte 
Vollzeit-
beschäftigte

Geringfügig 
Beschäftigte

-0,1841*** -0,0922 0,1251 0,0962 -0,5697

Teilzeit- 
beschäftigte

-0,0213 -0,5998* 0,1725 -0.0158** 0,3250

un-/angelernte 
Vollzeitbeschäftigte

-0,0160 0,1380 -1,0325 0,1661 0,3260

qualifizierte 
Vollzeit-
beschäftigte

0,1293* -0,0394 0,1257 -0,2413 1,2377

hochqualifizierte 
Vollzeitbeschäftigte

0,0922 0,5935 0,6092 -0,0052 -1,3189

Eigene Berechnungen auf Basis der Stichprobe der Integrierten Arbeitsmarktbiografien 
(SIAB), dem Mikrozensus und der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung des Statistischen 
Bundesamtes. Signifikanzniveau: *** 1%, ** 5%, * 10%.

Hierbei besteht eine negative Abhängigkeit der Arbeitskräftenachfrage vom Brut-
tostundenlohn. So sinkt beispielsweise innerhalb der Gruppe der geringfügig 
Beschäftigten bei einer Erhöhung des Lohns um 1% die Beschäftigung um knapp 
0,2%. Auf der anderen Seite steigt die Beschäftigung um knapp 0,13%, wenn sich 
der Lohn der qualifizierten Vollzeitbeschäftigten um ein Prozent erhöht, da es zu 
Substitutionseffekten kommt.

5	 Zusammenhang und Verknüpfung der 
Simulationsmodule

Die fiskalischen Erstrundeneffekte ergeben sich allein aufgrund der formalen 
Änderungen des Einkommensteuertarifs ohne Berücksichtigung von Verhal-
tensanpassungen auf dem Arbeitsmarkt (Modul 1). Im Rahmen des Zweitrun-
deneffektes werden hingegen auch die durch die veränderte Besteuerung indu-
zierten Verhaltensanpassungen der Steuerzahler (Modul 2) unter Einbezug der 
Arbeitsnachfrage (Modul 3) berücksichtigt. Dazu werden in einem ersten Schritt 
zunächst die reforminduzierten Arbeitsangebotsanpassungen simuliert. Das ver-



31 | 50

Executive Summary﻿﻿

änderte Arbeitsangebot führt zu einer Modifikation in der Zusammensetzung der 
Arbeitnehmerschaft und dadurch zu einer Veränderung der durchschnittlichen 
Löhne, die in einem zweiten Schritt unter Verwendung der in Tabelle 3 darge-
stellten Arbeitsnachfrageelastizitäten bestimmt werden können. Basierend auf 
dieser Lohnänderung können anschließend die Nettoeinkommen der im Rahmen 
der Arbeitsangebotssimulation betrachteten Haushalte neu berechnet und so die 
Rückkopplung der Nachfrageänderung auf das Arbeitsangebot ermittelt wer-
den. Darauf reagieren die Arbeitgeber erneut mit einer Anpassung der Arbeits-
nachfrage, die wiederum mittels der Arbeitsnachfrageelastizitäten aus Tabelle 3 
simuliert werden kann. Dieser iterative Prozess wird so oft wiederholt, bis die 
jeweiligen Rückkopplungseffekte bzw. die Veränderungen des Arbeitsangebotes 
und damit auch die Lohnänderungen beliebig klein sind und das Modell somit zu 
einem neuen Arbeitsmarktgleichgewicht konvergiert.17 Auf diese Weise können 
für jede zu untersuchende Reformvariante die jeweiligen Beschäftigungseffekte 
ermittelt werden, die aufgrund der Berücksichtigung der Arbeitsnachfrage von 
den entsprechenden Arbeitsangebotseffekten abweichen können.

Um die Beschäftigungseffekte auf Ebene der Gesamtpopulation abzuleiten, wird 
in den FAST-Daten die in Tabelle 2 dargestellte Kategorienbildung der SOEP-
Haushalte nachvollzogen. Erhöht sich beispielsweise aufgrund positiver steuer-
induzierter Arbeitsangebotsentscheidungen die Arbeitsmarktpartizipation oder 
die Anzahl der Arbeitsstunden für eine Personengruppe in den SOEP-Daten, so 
muss sich dies in einer prozentual entsprechenden Zunahme der Steuerzahlerfälle 
bzw. Haushalte der jeweiligen soziodemographischen Kategorien auf Ebene der 
Gesamtpopulation niederschlagen. Dies wird über eine entsprechende Anpassung 
der FAST-Hochrechnungsfaktoren umgesetzt, mit denen die Beobachtungen der 
zehnprozentigen Stichprobe auf die Gesamtpopulation hochgerechnet werden. 
Induziert eine Reformoption positive Beschäftigungseffekte, führt dies zu einer 
Erhöhung der Hochrechnungsfaktoren, mithin also zu einer Vergrößerung der 
Population der Steuerzahler. Diese Zunahme in der Größe der Gesamtpopulation 
ist der positive Effekt der jeweiligen Reformvariante. Schätzt man die Variante 
erneut auf Basis der veränderten Hochrechnungsfaktoren, können die Aufkom-
menswirkungen unter Berücksichtigung von Verhaltensanpassungen und damit 
umfassende fiskalische Zweitrundeneffekte approximativ bestimmt werden.

17  Im Rahmen des EMSIM gehen wir davon aus, dass eine Veränderung der Arbeitsstunden von 
weniger als 0,1% hinreichend klein ist.



32 | 50

RWI ESt-Mikrosimulationsmodell (EMSIM)

6	 Simulationsergebnisse

Im Folgenden werden einige wichtige Ergebnisse präsentiert, die es ermöglichen, 
das EMSIM im Hinblick auf seine Genauigkeit und Plausibilität zu beurteilen. Bei 
der Modellierung der abzugsfähigen Sozialversicherungsbeiträge wird vereinfa-
chend unterstellt, dass alle abhängig Beschäftigten, deren Einkommen die Versi-
cherungspflichtgrenze übersteigt, privat versichert sind (vgl. hierzu Abschnitt 2.3).

Tabelle 4 fasst zunächst einige Eckwerte der Lohn- und Einkommensbesteuerung 
des Basisjahres 2007 sowie des Prognosejahres 2014 der Mikrosimulation zusam-
men. Der Gesamtbetrag der Einkünfte steigt von insgesamt 1 209 Mrd. € in 2007 
auf ca. 1 355 Mrd. € in 2014. Nach Berücksichtigung der individuellen Abzugs-
möglichkeiten der Steuerpflichtigen (siehe hierzu Schaubild 2) beläuft sich das zu 
versteuernde Einkommen auf 1 054 Mrd. € im Jahr 2007 bzw. auf 1 203 Mrd. € im 
Jahr 2014. Nach Anwendung der in den Jahren jeweils geltenden Steuertarife und 
nach Anrechnung individueller Steuerermäßigungen und Kindergeldansprüche 
ergibt sich eine festzusetzende Einkommensteuer in Höhe von 211 Mrd. € in 2007 
und 255 Mrd. € in 2014. 

Tabelle 4	
Wichtige Eckwerte der Lohn- und Einkommensbesteuerung in Deutschland
in Mrd. € 

Jahr GdE SA AgB EK zvE ESt fest

2007 1 208,96 105,88 6,20 1 071,80 1 053,67 210,96

2014 1 354,71 146,61 8,26 1 199,84 1 202,95 255,37

Eigene Berechnungen auf Basis des RWI ESt-Mikrosimulationsmodells. 
Abk.: GdE – Gesamtbetrag der Einkünfte; SA – Sonderausgaben; AgB – Außergewöhnliche 
Belastung; EK – Einkommen; zvE – zu versteuerndes Einkommen; ESt fest – festzusetzende 
Einkommensteuer.

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ schätzt das Bruttoeinkommen der Lohn- 
und Einkommensteuer in unserem Simulationsjahr 2014 auf rund 269 Mrd. € (Bun-
desministerium der Finanzen 2014). Das mit Hilfe von EMSIM simulierte Aufkom-
men liegt damit um etwa 5,2% unter den Schätzungen des AKS. Für das Basisjahr 
2007 lagen die Erwartungen des AKS bei einem Bruttoaufkommen der Lohn- und 
Einkommensteuer von gut 216 Mrd. €. Laut Lohn- und Einkommensteuerstatistik 
lag das Gesamtsteueraufkommen 2007 mit rund 211 Mrd. € in etwa 2,3% unter 
dieser Schätzung (Statistisches Bundesamt 2012: 5).
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Tabelle 6 zeigt die Entwicklung der Steuerbelastungsquote und des Durchschnitts-
steuersatzes in Abhängigkeit des Gesamtbetrags der Einkünfte als Näherungs-
größe für das Bruttoeinkommen im Simulationszeitraum. Wie bei einem pro-
gressiven Einkommensteuertarif zu erwarten, steigen in beiden betrachteten 
Veranlagungsjahren die Steuerbelastungsquote und der Durchschnittssteuersatz 
mit zunehmendem Einkommen. Insgesamt sinken jedoch sowohl die Steuerbelas-
tungsquote als auch der Durchschnittssteuersatz um mehr als 3%-Punkte im Jahr 
2014 im Vergleich zu 2007 deutlich, wobei die Entlastungseffekte in den ersten 
drei Einkommensbereichen besonders stark sind. Diese Entwicklung spiegelt die 
in den letzten Jahren durchgeführten Steuererleichterungen wider, die vor allem 
zugunsten der Steuerpflichtigen mit geringen und mittleren Einkommen durchge-
führt wurden.18 Zuletzt wurde der Grundfreibetrag in zwei Schritten in den Jahren 
2013 und 2014 auf derzeit 8 354 € angehoben.

In Tabelle 5 werden die simulierte Steuerschuld und der Solidaritätszuschlag für 
das Veranlagungsjahr 2014 differenziert nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte 
dargestellt. Im Durchschnitt zahlt ein Steuerpflichtiger im Veranlagungsjahr 2014 
Lohn- bzw. Einkommensteuern in Höhe von 5 938 € und Solidaritätszuschlag in 
Höhe von 289 €. Insgesamt ergibt sich damit eine durchschnittliche Steuerlast 
von 6 227 €. Erwartungsgemäß steigen sowohl die Steuerzahlungen als auch der 
Solidaritätszuschlag mit zunehmendem Einkommen. Steuerpflichtige mit einem 
Bruttoeinkommen (bzw. Gesamtbetrag der Einkünfte) unter 10 000 € zahlen auf-
grund der bei der Festsetzung des Solidaritätszuschlags geltenden Freigrenzen 
keine Ergänzungsabgabe. 

18  Für einen Überblick über einkommensteuerrelevante Steuerrechtsänderungen im  
Simulationszeitraum siehe Tabelle A1 im Anhang.

Tabelle 5
Steuerschuld und Solidaritätszuschlag 2014 differenziert nach Einkommen
in Mrd. € 

GdE in Tsd. € Ø ESt-
Zahlung

Ø Soli Summe

von… bis unter…
10 3 0 3

10 20 652 17 669
20 30 2 290 100 2 390
30 40 4 231 188 4 419
40 50 6 422 285 6 707
50 60 9 206 420 9 626
60 70 11 838 553 12 391
70 80 14 679 701 15 380
80 90 17 815 869 18 684
90 100 21 198 1 052 22 250

100 110 24 688 1 245 25 933
110 120 28 460 1 456 29 916
120 64 394 3 512 67 906

Insgesamt 5 938 289 6 227

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des RWI ESt-Mikrosimulationsmodells.
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Nachfolgend wird abschließend noch ein Überblick über aktuelle Anwendungs-
beispiele des RWI Einkommensteuer-Mikrosimulationsmodells gegeben:

RWI (Hrsg.) (2009), Auswirkungen der Steuerprogramme zur Bundestagswahl 
2009 – Eine mikrodatenbasierte Analyse der Reformvorschläge von CDU/CSU, 
SPD und FDP. RWI Materialien #55, Essen.

RWI (Hrsg.) (2010), Varianten für einen Einkommensteuertarif 2011, Forschungs-
vorhaben 11/10 im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technolo-
gie, Endbericht. RWI Projektberichte, Essen.

RWI (Hrsg.) (2011a), Entlastungseffekte ausgewählter Einkommensteuersen-
kungen, Forschungsprojekt im Anschluss an das Forschungsvorhaben 11/10 im 
Auftrag des Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, Endbericht. RWI 
Projektberichte, Essen.

RWI (Hrsg.) (2011b), Entlastungseffekte durch Veränderung der Eckwerte des Ein-
kommensteuertarifs und Modifikation des Solidaritätszuschlags, Forschungsvor-
haben 41/11 im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, 
Endbericht. RWI Projektberichte, Essen.

RWI (Hrsg.) (2013a), Gutachten zur Reform des Ehegattensplittings, Forschungs-
vorhaben im Auftrag der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, Endbericht. 
RWI Projektberichte, Essen.

RWI (Hrsg.) (2013b), Mehr Gerechtigkeit: Was steht zur Wahl? – Eine mikroda-
tenbasierte Analyse und Kommentierung zu Programmaussagen der Parteien 
zu Änderungen des Tarifs der Einkommensteuer unter dem Gesichtspunkt der 
fiskalischen Auswirkungen, Forschungsvorhaben im Auftrag der Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft (INSM), Endbericht. RWI Projektberichte, Essen.

RWI (Hrsg.) (2013c), Simulation eines schrittweise auslaufenden Solidaritätszu-
schlags, Forschungsvorhaben im Auftrag der FDP Bundestagsfraktion, Endbe-
richt. RWI Projektberichte, Essen.

RWI, IfW, ifo (Hrsg.) (2014), Methodisches Kurzgutachten zur Steuerschätzung: 
Unternehmens- und Vermögenseinkommen als Fortschreibungsindikator für die 
veranlagte Einkommensteuer im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen, 
Endbericht. RWI Projektberichte, Essen.

RWI (Hrsg.) (2015), Fiskalische Auswirkungen eines schrittweise auslaufenden 
Solidaritätszuschlags, Forschungsvorhaben im Auftrag der FDP-Landtagsfraktion 
NRW, Endbericht. RWI Projektberichte, Essen.
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Tabelle A3
Kindergeld und Kinderfreibeträge in den Jahren von 2007 bis 2014

Jahr Jährlicher KFB  
(je Kind in € )

Monatliches Kindergeld in €

KFB FB für 
Betreuung/ 
Erziehung

1. Kind 2. Kind 3. Kind ab 4. Kind

2007 3 648 2 160 154 154 154 179

2008 3 648 2 160 154 154 154 179

2009 3 864 2 160 164 164 170 195

2010 4 368 2 640 184 184 190 215

2011 4 368 2 640 184 184 190 215

2012 4 368 2 640 184 184 190 215

2013 4 368 2 640 184 184 190 215

2014 4 368 2 640 184 184 190 215

Quelle: Eigene Darstellung.
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Tabelle A5
Entwicklung der Beitragssätze zur gesetzlichen Sozialversicherung
in %

GRV GKV Arbeitslosen-
versicherung

Pflege- 
versicherung

Insgesamt

2007 19,9 14,8 4,2 1,70 40,60

2008 19,9 14,9 3,3 1,95 40,05

2009 19,9 14,9* 2,8 1,95 39,55

2010 19,9 14,9 2,8 1,95 39,55

2011 19,9 15,5 3,0 1,95 40,35

2012 19,6 15,5 3,0 1,95 40,05

2013 18,9 15,5 3,0 2,05 39,45

2014 18,9 15,5 3,0 2,05 39,45

Anm.: GRV – Gesetzliche Rentenversicherung; GKV – Gesetzliche Kranken-
versicherung. Der GKV-Beitrag beinhaltet einen Sonderbeitrag von 0,9%, der nur 
von den Versicherten getragen wird. Der hier angegebene Beitragssatz in die Pflege-
versicherung enthält nicht den Sonderbeitrag in Höhe von 0,25% für kinder-lose 
Arbeitnehmer. 
*Der Beitragssatz zur Pflegeversicherung hat sich zum 01. Juli 2008 um 0,125 
Prozentpunkte auf 1,95% erhöht. Der Beitrag zur GKV wurde zum 01. Januar 2009 
auf 15,5% erhöht und zum 01. Juli 2009 auf 14,9% gesenkt.


